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18. Fachgespräch der Clearingstelle EEG -  
„Das EEG 2014“

Am 23. September 2014 veranstaltete die Clearingstelle EEG im 
Hotel und Tagungszentrum Aquino in Berlin ihr 18. Fachgespräch 
mit ca. 200 Teilnehmern. Thema war das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) 2014.

Dr. Guido Wustlich (BMWi) gab zunächst einen Überblick 
über die Neuerungen im EEG 2014. Er schilderte eingangs die in 
§ 2 EEG 2014 festgehaltenen Ausbauziele des Gesetzes und stellte 
nachfolgend die Instrumente desselben zu deren Umsetzung vor. 
In diesem Zusammenhang führte er aus, dass die Einführung der 
verpflichtenden Direktvermarktung die bessere Integration der 
Erneuerbaren Energien in das Stromsystem bewirke. Mehr Kos-
teneffizienz werde u. a. durch die Konzentration auf kostengüns-
tigere Technologien, die Streichung aller Boni und den Abbau 
von Überförderungen erreicht. Insbesondere die Neufassung der 
besonderen Ausgleichsregelung im Lichte der europäischen Vor-
gaben und die Einbeziehung der Eigenversorgung in die EEG-
Umlage führe aus seiner Sicht zu mehr Kostengerechtigkeit. Er 
hob zudem die Erweiterung der Kompetenzen der Clearingstelle 
EEG hervor, welche sich nunmehr zusätzlich auf Direktvermark-
tungsunternehmer, Fragen des Messwesens und die Eigenver
sorgung erstrecken. In seinem Arbeitsausblick setzte er sich mit 
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Daran anknüpfend beschrieb er offene Rechtsfragen der Bioener-
gieverbände. Speziell hinsichtlich der Übergangsregelungen des 
EEG 2014 bemängelte er, dass trotz der Legaldefinition in § 101 
Abs. 2 Satz 2 EEG 2014 nicht ersichtlich sei, ob die Höchstbemes-
sungsleistung an die Gesamtanlage, den Anlagenstandort oder 
das BHKW geknüpft sei. Seinen Vortrag beendete er mit der Dar-
legung der Rechtsfragen der Wasserkraftverbände, in der er u. a. 
auf die Unklarheit hinwies, ob Anlagen nach der Durchführung 
von wasserrechtlich zugelassenen Ertüchtigungsmaßnahmen ge-
mäß § 40 Abs. 2 EEG 2014 in Verbindung mit § 100 Abs. 1 Nr. 3 
EEG 2014 unter die verpflichtende Direktvermarktung fielen, was 
der BEE allerdings derzeit verneint.

Abschließend debattierten die Mitglieder des Bundestags 
Wolfgang Tiefensee (SPD), Dr. Julia Verlinden (Bündnis 90/Die 
Grünen) sowie Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE) im Rahmen einer 
von R. Andreas Kraemer (Ecologic Institute) moderierten Podi-
umsdiskussion über den Gesetzgebungsprozess und die Ziele der 
EEG-Novelle. Herr Tiefensee stellte fest, dass eine Novellierung des 
EEG unumgänglich gewesen sei, da u. a. die Akzeptanz der Ener-
giewende in der Bevölkerung aufgrund der Kostenverteilung zu-
nehmend geschwunden sei, ein Beihilfeverfahren von der Euro-
päischen Kommission eingeleitet worden ist und eine Änderung 
der besonderen Ausgleichsregelung erforderlich gewesen sei. Frau 
Bulling-Schröter teilte die Auffassung von Herrn Tiefensee zur 
Reformbedürftigkeit des EEG nicht und kritisierte im Gegenzug, 
dass der Systemwechsel zur verpflichtenden Direktvermarktung 
und Ausschreibungen hin große Nachteile für die Bürgerenergie 
mit sich bringe und das EEG 2014 diesbezüglich keine Schutzme-
chanismen vorsähe. Frau Dr. Verlinden bemängelte anschließend 
die Rasanz des Gesetzgebungsverfahrens. Zudem forderte Sie 
eine sorgfältige Evaluation des Pilotausschreibungsmodells. Sie 
kritisierte außerdem, dass insbesondere die verpflichtende Direkt-
vermarktung zu einer Kostensteigerung führe, da diese eine Ver-
schlechterung der Finanzierungsmöglichkeiten zur Realisierung 
von EE-Projekten nach sich ziehe. Die drei Politiker waren sich je-
doch einig, dass Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz 
überarbeitet und zusätzlich zum EEG sowohl das Energiemarkt
design als auch das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) refo-
miert werden sollten. 

Weitere Informationen zu diesem Fachgespräch erhalten Sie 
unter www.clearingstelle-eeg.de/fachgespraeche/18.

Ass. iur. Isabella Baera,
Wissenschaftliche Mitarbeiterin  

der Clearingstelle EEG, Berlin

Anne Wolter, LL.M.,
Rechtswissenschaftliche Koordinatorin  

der Clearingstelle EEG, Berlin

der wettbewerblichen Ermittlung der Förderhöhe durch Aus-
schreibungen auseinander und unterstrich, dass der Umstieg auf 
das Ausschreibungsmodell einer neuen EEG-Novelle im Jahr 
2016 bedürfe. Zudem wies er darauf hin, dass derzeit Verord-
nungsvorhaben zur Umsetzung der Eigenversorgungsumlage und 
zur Grünstromvermarktung diskutiert werden. 

Anschließend erläuterte Peter Stratmann (BNetzA) die neuen 
Aufgaben der Bundesnetzagentur nach dem EEG 2014. Hierzu 
gehöre vor allem der Betrieb eines Anlagenregisters durch die 
Bundesnetzagentur, in welchem die Anlagenstammdaten der Er-
neuerbare-Energien-Anlagen gesammelt werden. Nachfolgend 
beschrieb er die Funktionen des Anlagenregisters, zu denen u. a. 
die Ermittlung der Degression und die Administration der fixen 
Deckel für Fotovoltaik zählten. Alsdann sprach er sich für die 
Einführung eines Marktstammdatenregisters aus, welches als 
zentrales Verzeichnis der Sammlung weiterer Energiestammdaten 
wie z. B. von Kraftwerken, Händlern, Speichern und Netzbetrei-
bern dient. Darüber hinaus ging er auf die EEG-Umlagepflicht für 
Eigenversorger gemäß § 61 EEG 2014 ein und legte dar, weshalb 
er diese befürwortet. Schließlich schlug er vor, eine dynamische 
EEG-Umlage, die sich am Börsenstrompreis des Day-Ahead-
Marktes orientiert, einzuführen.

Dr. René Mono (BBEn) referierte über die Direktvermarktung 
im EEG 2014. Hierbei setzte er sich mit der sonstigen anteiligen 
Direktvermarktung i. S. d. § 20 EEG 2014 aus Sicht der Bürger
energie auseinander und erörterte im Anschluss daran die ener-
giewirtschaftliche Bedeutung der Grünstromvermarktung unter 
Zugrundelegung der empirisch ermittelten Präferenzen der 
Stromverbraucher. Dabei gelangte er zu dem Ergebnis, dass der 
direkte Bezug des Verbrauchers zum Stromprodukt entscheidend 
und eine Re-Zertifizierung von Grünstrom kontraproduktiv sei. 
Daher müssten Transparenz und Nachvollziehbarkeit in den Vor-
dergrund rücken. Bei der geförderten Direktvermarktung mit An-
spruch auf die Marktprämie wies er darauf hin, dass erstere als 
Markteintrittsbarriere wahrgenommen werde, da die Bürgerener-
gie keine Erfahrung mit der Direktvermarktung hätte. Seines Er-
achtens werde dadurch die Akteursvielfalt gefährdet und der Ei-
genkapitalerwerb erheblich erschwert.

Christoph Weißenborn (BDEW) stellte in seinem Beitrag den 
Klärungsbedarf aus Sicht der Netzbetreiber dar, der sich aus dem 
EEG 2014 ergibt. Er machte zunächst auf den vorliegenden Rege-
lungswiderspruch von § 20 Abs. 2 EEG 2014 und § 25 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 sowie Satz 2 EEG 2014 im Hinblick auf die Zulässig-
keit der anteiligen Direktvermarktung aufmerksam und gab zu 
bedenken, ob dieser ohne eine Gesetzesänderung aufgelöst wer-
den könne. Des Weiteren stellte er fest, dass bei Abschlagszahlun-
gen gemäß § 19 Abs. 2 und 3 EEG 2014 unklar sei, ob die dort 
vorgesehene Zahlungsfrist den Eingang der Zahlung beim Anla-
genbetreiber meine oder etwa die Inauftraggabe der Überweisung 
des Abschlags. Darauf folgend diskutierte er zahlreiche unge-
klärte Rechtsfragen im Zusammenhang mit dem Betrieb von Bio-
masse-Anlagen. So warf er beispielsweise die Frage auf, was unter 
einer „Zulassung nach einer anderen Bestimmung des Bundes-
rechts“ gemäß § 100 Abs. 3 EEG 2014 zu verstehen sei. Außerdem 
skizzierte er diverse Probleme bezüglich der EEG-Umlagepflicht, 
insbesondere bei Eigenversorgung. 

Sodann berichtete Dr. Hermann Falk (BBE) über den vorlie-
genden Klärungsbedarf aus Sicht der Anlagenbetreiberinnen und 
-betreiber. Zunächst stellte er Rechtsfragen der Solarverbände vor, 
wobei er insbesondere auf die Entbehrlichkeit der Leistungsmes-
sung beim Eigenverbrauch bei Betrieb einer Stromerzeugungsan-
lage mit einer installierten Leistung von höchstens 10 kW sowie 
die Problematik der Erweiterung von Bestandsanlagen einging. 
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